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Stahlbarrieren und
Freihandelsabkommen

Im Artikel von Daniel Imwinkelried
wird über das EU-Schutzregime für den
eigenen Stahlsektor berichtet («EU ge-
fährdet mit Zoll Schweizer Stahlindus-
trie», NZZ 15. 4. 26).

Die EUwill also ihren Stahlmarkt ab
dem 1. Juli 2026 noch stärker abschotten.
Künftig soll auf Stahlimporte oberhalb
der zollfreien Kontingente ein Zoll von
50 Prozent erhoben werden. Davon ist
auch die Schweiz betroffen.Das ist umso
bemerkenswerter, als das Freihandels-
abkommen zwischen der Schweiz und
der EU von 1972 in Artikel 3 klar fest-
hält: «Im Warenverkehr zwischen der
Gemeinschaft und der Schweiz werden
keine neuen Einfuhrzölle eingeführt.»

Gewiss, Brüssel spricht nicht von
einem allgemeinen Zoll, sondern von
einer Schutzmassnahme. Für die betrof-
fenen Unternehmen ist dieser Unter-
schied jedoch von beschränktem Wert.
Entscheidend ist, dass der Zugang zum
EU-Markt für Schweizer Stahlprodu-
zenten weiter erschwert wird.

Damit stellt sich eine grundsätz-
liche Frage: Wie verlässlich ist die EU
als Handelspartner, wenn sie in einem
zentralen Bereich des Warenverkehrs
Massnahmen ergreift, die dem Geist
und dem Wortlaut des Freihandels-
abkommens widersprechen? Frei-
handel lebt von berechenbaren Regeln.
Wer neue Hürden errichtet, beschädigt
das Vertrauen in diese Regeln.

Reto Nick, Igis

Der Kunde
im Mittelpunkt

Das Interview mit dem GDELS-
Mowag-CEO Chillari schafft Klarheit
über die schwierige Lage der Schwei-
zer Rüstungsindustrie, weil er richti-
gerweise den Kunden in den Mittel-
punkt stellt («Thurgauer Panzerherstel-
ler baut wegen Schweizer Exportpoli-
tik in Deutschland aus»,NZZ 16. 4. 26).
Auch mit dem revidierten KMG kann
der Bundesrat einen Export oder die
Weitergabe von Rüstungsgütern ver-
bieten, wenn dies aussen-, neutralitäts-
oder sicherheitspolitische Interessen
tangiert. Für den ausländischen Käu-
fer führt dieser Ermessensspielraum zu
Unwägbarkeiten, die er nicht akzeptie-
ren wird, weshalb er sich nachAlterna-
tiven umsehen muss.

Hinzu kommt: Solange unser Neu-
tralitätsverständnis auch auf der Haa-
ger Konvention beruht, bleibt demBun-
desrat gar nichts anderes übrig, als einen
Verkauf oder eineWeitergabe von Rüs-
tungsgütern an kriegführende Staaten
zu verbieten (Haager Gleichbehand-
lungsgebot), selbst wenn diese – wie
heute die Ukraine undmorgen vielleicht
die baltischen Staaten bei einemAngriff
Russlands – von ihrem legitimen Selbst-
verteidigungsrecht gemäss der Uno-
Charta Gebrauch machen.

Daraus ergibt sich zwangsläufig,
dass es nie genügen wird, dem Ausland

unsere Neutralität zu erklären und auf
Verständnis zu hoffen. Die Schweizer
Rüstungsindustrie muss ein massgeb-
liches Standbein imAusland haben oder
aufbauen, denn nur so – dank dem da-
mit verbundenen Wegfall aller Ermes-
sensfragen – lässt sich dasVertrauen des
ausländischen Kunden gewinnen.Auch
wenn wir es nicht gerne hören: Es ist
nicht das Schweizer Stimmvolk, das fak-
tisch das Sagen hat in dieser Sache, son-
dern der ausländische Kunde, und ge-
nau darauf muss sich unsere Rüstungs-
industrie einstellen.

Georg Weidmann, Ermatingen

Parkplätze
in der Altstadt

DieAbsicht der Stadtverwaltung, die 43
Parkplätze an der Zähringer- und der
Häringstrasse – alles weisse und somit
kostenpflichtige Parkplätze – aufzu-
heben und dort eine Flanierzone einzu-
richten, entbehrt jeder Logik und rich-
tet sich gegen die Bedürfnisse von Ge-
werbe und Publikum.

Für eine Flanierzone besteht dort
kein Bedürfnis – die Stadtverwaltung
möge doch bitte die dortige Situa-
tion einmal in Augenschein nehmen –,
denn das Flanieren findet etwa sechzig
Meter unterhalb der Zähringerstrasse,
in der Niederdorfstrasse, statt. Ande-
rerseits hat es in der Altstadt zwischen
der Mühlegasse und dem Central eine
grosse Zahl von Läden und Restaurants,
für welche die Erreichbarkeit auch per
Auto von grossem Nutzen ist.

Die Reduktion von Parkplätzen in
dieser Gegend hat die Stadt in den ver-
gangenen Jahren ohnehin schon stark
vorangetrieben, teilweise vielleicht aus
guten Gründen.

Für die Einrichtung einer nicht ge-
fragten Flanierzone in der Zähringer-
und der Häringstrasse unterAufhebung
der 43 Parkplätze will die Stadtverwal-
tung 8,57 Millionen Franken ausgeben.
Was verschwiegen wird, ist, dass durch
die Aufhebung der 43 gebührenpflichti-
gen Parkplätze auf ein Einkommen der
Stadt von geschätzt jährlich 300 000 bis
380 000 Franken verzichtet wird.

Zu hoffen ist, dass der Gemeinderat
die Nutzlosigkeit derVorlage der Stadt-
verwaltung erkennt und den Kredit
von 8,57 Millionen ablehnt. Gewerbe
und Kunden wären dem Gemeinde-
rat dankbar. Und selbst die Velofahrer
wären froh, wenn sie die Zähringer-
strasse weiterhin mit 30 km/h befah-
ren könnten und ihr Tempo nicht auf
20 km/h absenken müssten.

Reinhard von Meiss, Zürich

Eieraustausch
als Alternative

Laut dem Artikel von Michael von
Ledebur werden in der Stadt Zürich
Tauben angelockt, eingefangen und ge-
tötet, unter anderem indem ihnen das

Genick gebrochen wird («Ein deutscher
Tierschützer schimpft über Zürich»,
NZZ 17. 4. 26). Diese Massnahmen wer-
den damit begründet, dass dieTiere eine
grosse Verschmutzung verursachen.

Die Stadt Zürich hat solche Ein-
sätze ebenfalls bestätigt. Ich bin be-
stürzt darüber, dass derart barbarische
Massnahmen in der Schweiz noch mög-
lich beziehungsweise zulässig sind.Wie
dem Artikel zu entnehmen ist, gibt es
alternative, humaneAnsätze, um dieses
Problem anzugehen. Gewalt war noch
nie eine Lösung und ist es auch in die-
sem Fall nicht.

Mit solchen Massnahmen lässt sich
vielleicht oberflächlich eine saubere
Stadt erreichen – moralisch sauber wird
sie dadurch jedoch nicht. Ich teile die
Ansicht vonMahatmaGandhi, dass sich
der Fortschritt eines Staates daran mes-
sen lässt, wie er mit seinen Tieren um-
geht. Vor diesem Hintergrund möchte
ich mich hiermit als Freiwillige melden,
um beim Eieraustausch mitzuhelfen.

Miriam Armendáriz Nussbaumer, Kriens

Geopolitisches Risiko

Samuel Burgener trifft den Kern («Der
Eishockey-Nationaltrainer Patrick
Fischer hat sein Team verraten», NZZ
18. 4. 26). Ergänzend: die geopolitische
Dimension von Patrick Fischers Ent-
scheidung.

2022 galt China als politisch aufge-
ladener Olympia-Gastgeber mit stren-
gen Einreise- und Kontrollregeln. Den-
noch reiste Fischer mit einem gefälsch-
ten Impfzertifikat als offizielles Delega-
tionsmitglied ein.

Wäre der Verstoss entdeckt wor-
den, hätte er wohl nicht nur sportliche
Folgen gehabt. Die Täuschung chinesi-
scher Behörden durch ein Delegations-
mitglied hätte diplomatische Spannun-
gen zwischen Bern und Peking aus-
lösen können – ein unnötiges Risiko
für die Schweiz.

Fischer hat dieses Risiko entweder
nicht erkannt oder bewusst in Kauf ge-
nommen.Beides zeugt von unzureichen-
dem Urteilsvermögen – und disqualifi-
ziert ihn als Führungsperson.

Benedikt Gschwend, Lupfig

REPLIK

Die integrative Schule
ist nicht gescheitert
Gastkommentar
von ERIC SCHERER

RegelmässigeÜberschriften inderNZZundvielen anderenMedien
scheinen eine deutliche Sprache zu sprechen:Die integrative Schule
ist gescheitert. Bürgerliche Politiker postulieren das lauthals, wäh-
rend sichVertreter derBehindertenindustrie heimlich über dieMil-
lionen freuen, die den «separierten Komplex» aus Sonderschulen,
Heimen und geschütztenWerkstätten stärken. Ein solches System
braucht Nachwuchs – und wird über den Sonderschulweg perfekt
beliefert.Das Konzept der integrativen Schule ist nicht gescheitert.
Es ist ein Dauerprojekt, das sich über Jahrzehnte hinzieht.

SchonWilhelm vonHumboldt dachte 1809 die «Schule für alle»
als Schmiede der Gesellschaft – als Ort, der Unterschiede über-
brückt. In der Schweiz gibt es unzählige gelungene Beispiele für
die schulische Integration von Kindern mit Behinderungen, und
wer genauer hinschaut, stellt fest:Es geht häufig auch einfach ohne
Fördermanie als zentralen Grund für die Separation.Wenn Politi-
ker heute das Scheitern der integrativen Schule propagieren, ma-
chen sie vor allem ihr eigenes Versagen deutlich. Es fehlt an poli-
tischer Perspektive, politischem Willen und einem landesweiten
Dauerprojekt. Ganz sicher fehlt es nicht am Geld.

Es scheint bequem, Problemkinder in die Sonderschule abzu-
schieben. Liest man die hierfür typischen Sonderschulempfehlun-
gen,die Schulpsychologinnenund -psychologen landesweit ausstel-
len, findet man tausendGründe für solche Überweisungen.Zu be-
obachten ist ein zunehmender Anteil an ADHS-, Autismus- und
ähnlichen Diagnosen; eine Flut, die die Sonderschule heute kaum
mehr bewältigen kann.

DieKosten sprechen eine klare Sprache:EinKind in einer sepa-
riertenSonderschule kostet laut öffentlich zugänglichenZahlen aus
demKantonBern jährlich rund 86000Franken, in einem integrier-
tenSonderschulsetting 45000Franken–verglichenmit 18000Fran-
ken in derRegelklasse.Hinzu kommen volkswirtschaftliche Folge-
kosten: Wer die Sonderschule besucht, landet mit grosser Wahr-
scheinlichkeit auch auf demgeschütztenArbeitsmarkt und in einem
Heim. Über die gesamte Lebensdauer entstehen so Kosten, die
weit höher sind als bei einer Person, die mit Unterstützung im ers-
ten Arbeitsmarkt unterkommt. Die Frage sei erlaubt:Warum be-
fürworten bürgerliche Politiker eine Schulpolitik, die zu massiven
volkswirtschaftlichen Mehrkosten führt?

DieSchweizhat vomUno-Kinderrechtsausschuss eineRügeerhal-
ten.Währenddie einen jubelnunddie anderenvomReflexder «frem-
den Richter» getrieben werden, liegt das eigentliche Problem tiefer.
DieRechtslagewäreeigentlichklar:Vonder ratifiziertenUno-Behin-
dertenrechtskonventionüberdieBundesverfassungbis zudenkanto-
nalen Schulvorschriften gibt es wenig zu beanstanden.Das Problem
liegt in der Rechtspraxis. Schriftsätze und Urteile bis hin zum Bun-
desgericht sind inhaltlich unvollständig, qualitativ schlecht und ein-
seitig. Es gibtArgumentationsmuster, die sich auf jeden Fall anwen-
den lassen und stets zumAusschluss inklusiver Beschulung führen.

Das Bundesgerichtsurteil im Fall aus dem KantonAargau illus-
triert dies exemplarisch: Das betroffene Kind könne nicht ausrei-
chend am Unterricht teilnehmen, also sei es nicht integriert, also
spreche nichts gegen eine Sonderschule. Das ist kein juristischer
Höhenflug – es ist institutionalisierter Paternalismus: Ein Mensch
mit Behinderung hat Probleme mit der Teilhabe, also wird sie ihm
verwehrt.Von einemKindmit Down-Syndrom zu erwarten, dass es
den Schulstoff der 6. Klasse vollständig beherrscht, ist dieselbe ab-
surde Logik, als würde man einem Rollstuhlfahrer im 100-Meter-
Lauf die Teilnahme verweigern, weil er nicht schnell genug ist. Die
Richter haben das Konzept der Teilhabe – und nichts anderes ist
Inklusion – schlicht nicht verstanden.

Es ist genau dieser institutionalisierte Paternalismus, unter dem
auch viele Erwachsene mit Behinderung leiden.Viel zu früh wur-
den sie auf einen Sonderschulweg geschickt, aus dem es kaum ein
Entrinnen gibt. Das ist eine Peinlichkeit und ein grosser schwar-
zer Fleck in der Schweizer Bildungsgeschichte. Jetzt ist der rich-
tige Zeitpunkt, zu fragen, wie die gegenwärtige Situation in Zu-
kunft bewertet werden wird.

Eric Scherer ist Präsident von Inklusion Aargau und war vormals Einwoh-
nerrat in Lenzburg, SVP.
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Israel feiert den Unabhängigkeitstag

Eine Nation zwischen Krieg und innerer Zerrissenheit
JOHANNES C. BOCKENHEIMER, TEL AVIV

Happy Birthday, Israel? Der jüdische Staat feiert an
diesem Mittwoch den Jom Haatzmau, seinen Unab-
hängigkeitstag.Das Programm:eine bunte Mischung
aus Politik, Pop und Pathos. Am Vorabend sprach
Knesset-Präsident Amir Ohana auf dem Herzlberg
in Jerusalem, eingerahmt von einer traditionellen
Show aus Artisten, Veteranen und Pop-Sternchen.
Am Mittwoch dann wird grilliert – in Gärten,in Parks,
mit Familie und Freunden. Auch das ist Tradition.

Was diesmal fehlt, ist der Überflug der Luftwaffe
über grosse Städte. Zum dritten Mal in Folge fällt er
aus. Die Jets werden an anderen Fronten gebraucht,
im Konflikt mit Iran,in Libanon,in Gaza.Eine Rand-
notiz, könnte man meinen, doch es ist mehr als das:
eine Erinnerung daran,dass Israel 78 Jahre nach sei-
ner Gründung in Schwierigkeiten steckt. Das Land
ist zerrissen, verunsichert — erfasst von einer tiefen,
existenziellen Erschöpfung, für die das Hebräische
sogar einen eigenen poetischen Begriff kennt: le’ut.

Raketenbeschuss, Artilleriefeuer und Sire-
nenalarm sind für Israel eigentlich nichts Neues.
Wenige Stunden nach der Unabhängigkeitserklä-
rung 1948 marschierten die Armeen der Nachbar-
staaten ein. Viele Kriege, zahllose Scharmützel
und Terrorwellen folgten. Und dennoch ist diesmal
etwas grundlegend anders.

Zum ersten Mal in seiner Geschichte führt Israel
seinen Waffengang nicht allein, sondern Seite an
Seite mit denVereinigten Staaten.Ministerpräsident
Benjamin Netanyahu betont bei jeder Gelegenheit,
welche historische Errungenschaft diese Koopera-
tion darstelle – und welche Siege mit ihr möglich wer-
den. Allerdings, nach sechs Wochen Krieg und zwei
Wochen Waffenpause, mag daran im Land kaum
jemand glauben. Aus gutem Grund. Das iranische
Regime mag geschwächt sein, dennoch feuerte es bis
zuletzt täglich Raketen auf israelisches Gebiet. Das
Regime hält nach wie vor Hunderte Kilogramm hoch-
angereichertes Uran.Auch der Hizbullah in Libanon
hat seine Angriffe nicht eingestellt. Netanyahu hat
Hoffnungen geweckt – und bitter enttäuscht.

Was das Bündnis tatsächlich verändert hat, ist
etwas anderes. Israel kann nicht mehr frei entschei-
den, was es sicherheitspolitisch für angebracht hält.
In den Gesprächen mit Iran über einen Waffenstill-
stand etwa wurde Netanyahu vonTrump zum Zaun-
gast degradiert. Er wurde informiert, aber nicht in-
volviert.Schlimmer noch,in Libanon,wo Israel ohne
amerikanische Hilfe gegen den Hizbullah kämpft,
wurde Jerusalem von Washington zur Feuerpause
verdonnert. «Genug ist genug», schrieb der ameri-
kanische Präsident. Widerspruch? Zwecklos.

Diese Fremdbestimmtheit ist auch an der drit-
ten Front längst Alltag. Seit Trump in Gaza seinen

«Friedensrat» eingesetzt hat, entscheidet in letzter
Instanz Washington, nicht Jerusalem, ob Israel zu
den Waffen greift. Schon wird darüber gesprochen,
einen festen US-Militärstützpunkt auf israelischem
Boden einzurichten.

Während Israel also seine historische Unabhängig-
keit feiert, hat das Land sie in zentralen Fragen der
Gegenwart teilweise aus der Hand gegeben. Dieser
aussenpolitische Kontrollverlust trifft auf ein Land,
das innenpolitisch von schwelenden Konflikten und
einem Gefühl der Ohnmacht geprägt ist. Der tiefste
dieser Konflikte ist ein demografischer. Heute lebt
etwa jeder siebte Israeli ultraorthodox. Zur Staats-
gründung war es eine kleine Minderheit. In einigen
Jahren könnte es,getragen von hohen Geburtenraten,
bereits jeder dritte sein. Eine Gruppe, die oft abge-
schottet lebt, eigenen Regeln folgt – und sich dem
Staat in zentralen Fragen entzieht:beim Militärdienst
ebenso wie auf dem Arbeitsmarkt. Und all das ge-
schieht nicht gegen den politischen Staat,sondern mit
seiner stillschweigenden Duldung.Die Regierung hat
die Entwicklung über Jahre nicht nur hingenommen,
sondern aktiv gefördert. Immer wieder wurden Ge-
setze verabschiedet, die den Ultraorthodoxen finan-
zielle Vorteile sichern und sie zugleich vom Militär-
dienst befreien. Die Kosten tragen andere – die säku-
lare und moderat religiöse Mehrheitsgesellschaft,die
dient,die Steuern zahlt,die den Staat am Laufen hält.

Die Hoffnung auf Veränderung ist gering. Die
Sorge der Politik, die fromme Wählergruppe zu ver-
lieren, ist zu gross. Die Folge: eine kollektive Resi-
gnation. Viele glauben nicht mehr daran, dass sich
grundlegend etwas ändert – weder in den immer-
gleichen Waffengängen noch bei den hausgemach-
ten Problemen. Immer öfter ist deshalb vom Leben
anderswo die Rede, von einem zweiten Pass.

Zur Wahrheit gehört aber auch: Das Land mag
resigniert sein, erledigt ist es nicht. Noch immer
ist Israel einer der spannendsten Technologie-
standorte der Welt, ein wissenschaftliches Schwer-
gewicht trotz seiner Winzigkeit. Und noch immer
ist es Sehnsuchts- und Zufluchtsort für Millionen
Juden, die andernorts zunehmendem Antisemitis-
mus ausgesetzt sind. Auch geopolitisch ist die Lage
weniger aussichtslos, als viele glauben. In der ara-
bischen Nachbarschaft hat man sich mit dem Staat
arrangiert. Neue Allianzen sind denkbar, selbst An-
näherungen, die lange undenkbar schienen.

Wie also soll dieses Land in Zukunft aussehen,
welche Rolle will es in seiner Nachbarschaft spie-
len? Für einen Aufbruch braucht es Mut – und wohl
auch neues politisches Personal. Die nächste Ge-
legenheit bietet sich in ein paar Monaten, bei den
anstehenden Wahlen. Vielleicht lässt sich dann am
nächsten Unabhängigkeitstag sagen: Happy Birth-
day, Israel. Ohne Fragezeichen.

Lehren für Amerikas Demokraten

Orban ist gefallen – Trump noch lange nicht
PETER RÁSONYI

Der überwältigende Wahlsieg der ungarischen
Opposition unter Peter Magyar ist eine grosse
Chance für Ungarn. Magyar hat das Ende des
Machtmissbrauchs und der Korruption unter dem
seit sechzehn Jahren regierenden Ministerpräsiden-
ten Viktor Orban versprochen. Dieses Versprechen
hat in vielen Medien geradezu euphorische Hoff-
nungen ausgelöst, weit über die Grenzen Ungarns
hinaus. So wird der Sieg des politisch unerfahrenen
Magyar und seiner vor zwei Jahren noch völlig un-
bedeutenden Kleinstpartei Tisza gerne als Vorlage
für andere Länder gesehen, allen voran für den Wi-
derstand gegen Donald Trump in den USA.

Gewisse Gemeinsamkeiten gibt es. Orban gilt
in den Reihen von Trumps Maga-Bewegung als
Idol, Trump zitiert ihn gerne. Beide Politiker ste-
hen für eine nationalkonservative Politik, welche
den Nationalstaat stärken und internationale Orga-
nisationen und Verpflichtungen schwächen wollen.
Beide sind gut Freund mit Russlands Diktator Wla-
dimir Putin und halten kritische Distanz zu west-
lichen Bündnissen wie der EU oder der Nato. Und
beide haben kein Problem, im Schatten ihrer per-
sönlichen Macht einen Filz von Korruption zuguns-
ten ihrer Familien und Freunde wuchern zu lassen.

Bietet Magyars Wahlkampf nun also die Vorlage
für Amerikas Demokraten, um bei den nächsten
Wahlen Trumps loyale Republikaner zu besiegen?
Die Parallelen sollten nicht überbewertet werden.

Zunächst sei vor zu grosser Euphorie bezüglich
Ungarn gewarnt. Der Erfolg Magyars erlaubt nun
tatsächlich grosse Veränderungen. Doch es hätte
leicht auch danebengehen können. Mit 70 Prozent
der Sitze im Parlament kann er die Verfassung nach
Belieben ändern. Doch hätten nur wenige Sitze im
neuen Parlament gefehlt, hätte Magyar die Zwei-
drittelmehrheit verpasst. Dann bliebe Ungarn ge-
fangen in einem von Orban geschickt gestrickten
Netz von institutionellen Blockaden.

Zudem ist die institutionelle Lage eine ganz an-
dere. Orban konnte während seiner langen Regie-
rungszeit die ungarische Verfassung an seine per-
sönlichen Machtbedürfnisse anpassen.Trump kann
das nicht. Die Verfassung ist die gleiche wie unter
seinen demokratischen Vorgängern, und sie lässt
sich faktisch nicht ändern. Trump beweist einen
enormen Machtwillen, doch er ist viel stärker als
Orban durch die Institutionen eingeschränkt. Die
Demokraten brauchen deshalb keinen schier un-
überwindlichen Schutzwall der Regierungspartei
niederzureissen. Es reicht, gute, attraktive Politik
anzubieten. Das ist eine viel geringere Hürde, als sie

Magyars Tisza-Partei zu überwinden hatte. Trotz-
dem tun sich die Demokraten schwer damit.

Was könnten sich die Demokraten dennoch
von Ungarns erfolgreicher Opposition abschauen?
Drei Lektionen stechen aus Magyars erfolgreichem
Wahlkampf hervor.

1.KeineWeltpolitik:Viktor Orban hat mit einem
international ausgerichteten Wahlkampf versucht,
von inländischen Problemen abzulenken. Er er-
fand eine geradezu absurde Bedrohungslage durch
die Ukraine und unterstellte seinem Gegner, ein
Instrument der EU zu sein, das Ungarn in einen
Krieg hineinziehen werde. Magyar trat stets mit
einer Ungarn-Fahne in der Hand auf und ging nicht
auf diese Provokationen ein. Er präsentierte sich
selbst als Patriot, sprach wenig von der EU oder der
Ukraine und konzentrierte sich ganz auf die Innen-
politik. Er umging damit die Fallstricke Orbans, der
ihn gerne als unpatriotischen Internationalisten ent-
larvt hätte. Ähnlich sollten sich die Demokraten in
den USA mit Vorteil nicht in Trumps Kriegsaben-
teuer verbeissen, welche die Wähler wenig inter-
essieren, und sich nicht als Befürworter von Inter-
nationalismus und Globalisierung positionieren.

2. Kein Kulturkampf: Orban und Trump lieben
den Kulturkampf gegen Linke und Woke. Sie spal-
ten damit ihr Land.Magyar,selbst ein Konservativer,

hat sich nicht darauf eingelassen und sich stattdessen
ganz auf die Alltagssorgen der Wähler konzentriert.
Wenn sich die Demokraten in den USA als eifernde
Advokaten der Interessen kultureller Minderheiten
präsentieren, können sie nur verlieren.

3. Fokus Wirtschaft: Orbans Sturz ist ein Lehr-
beispiel dafür, wie Machtmissbrauch und Überheb-
lichkeit zur Vernachlässigung der Wirtschaftskraft
des Landes führen – und damit zum eigenen Fall. In
Ungarn dauerte es zwar eine Weile, aber die Schwä-
chen von Orbans Günstlingssystem wurden am Ende
überdeutlich. Die Bevölkerung litt unter der Infla-
tion und kam wirtschaftlich nicht mehr voran. Ma-
gyar prangerte unermüdlich die schwache Wirt-
schaftslage, das schlechte Gesundheitssystem und
die marode Infrastruktur an.

Der Lebensstandard steht auch in den USA ganz
oben auf der Prioritätenliste der Wähler. Und die
aktuellen Wirtschaftsdaten sowie die hohen Ener-
giepreise wegen des Iran-Kriegs geben den regieren-
den Republikanern Grund zur Nervosität. Doch es
ist offen,ob die Demokraten die politischeVernunft,
Disziplin und Führung aufbringen werden, um von
dieser Schwachstelle auch wirklich zu profitieren.
Zu gerne sinnieren zu viele Demokraten über kul-
turellen Progressivismus,sozialistische Experimente
und Solidarität mit ausländischen Terrorgruppen.

Martin Neukoms Porträtbilder

Die politische Image-Kontrolle überbordet
GIORGIO SCHERRER

Der Mann steht allein da, ein Schatten auf dem Ge-
sicht, in einer grellen, weiten Eiswüste. Er wirkt, als
renne er auf einen zu, ungeduldig, fordernd, und
lehne sich gleichzeitig etwas nach hinten,als halte ihn
etwas zurück. Sein Mund ist offen, das Wort auf der
Lippe gefroren, der Blick beunruhigt, aber nicht un-
freundlich – wie der einesWanderers,der,eben noch
allein, sich umdrehend jemanden erblickt, von dem
er nicht weiss, ob er Bedrohung oder Gefährte ist.

So sieht der einflussreichste grüne Exekutivpoliti-
ker der Schweiz aus, wenn ihn Hans Witschi malt, ein
Künstler, dessen Werk seit je um die Verletzlichkeit
menschlicher Körper kreist. Und so will dieser Poli-
tiker auf keinen Fall gesehen und erst recht nicht in
derAhnengalerie des Zürcher Regierungsrats gezeigt
werden. Martin Neukom, seit sieben Jahren kan-
tonaler Baudirektor und derzeit Regierungspräsi-
dent, hat bei Witschi sein offizielles Porträt für be-
sagte Galerie bestellt, für 20 000 Steuerfranken.Die
Idee war,so erzählte es der Künstler dem «Sonntags-
Blick», etwas «Rassiges», etwas «anderes».

Drei Gemälde erstellte Witschi daraufhin, dar-
unter das eingangs beschriebene. Alle fielen durch.
Witschi wird eine Entschädigung erhalten – und
Neukom wohl ein anderes Porträt. Damit könnte

die Sache erledigt sein.Wäre da nicht der Umstand,
dass Neukoms Haltung sinnbildlich für eine pro-
blematische Entwicklung steht: den Trend hin zum
immer stärker gemanagten Politikerimage.

Eine wachsende Schar aus Pressesprechern und
PR-Beratern umschwirrt unsere Magistratinnen und
Magistraten.Sie kontrollieren jedes Zitat, jedes Bild.
Freundlich gesinnten Journalisten geben sie exklu-
sive Informationen, weniger genehmen nichts-
sagende Sätze. Sich selbst im kritischen Blick des
anderen zu sehen, vielleicht gar besser zu erkennen
– das ist nicht nur bei Gemälden zur Ausnahme ge-
worden.Stattdessen gilt die Maxime:Öffentlichkeits-
arbeit als Selbstbestätigung – mit der Bevölkerung
als Empfängerin wohlkuratierter Botschaften statt
als kritisches Gegenüber.Künstler und Medienschaf-
fende sind in dieser PR-Logik bloss noch willfährige
Sprachrohre für die eigene Message. Eine befremd-
liche Sichtweise, speziell für gewählte Politiker.

Sie zeigt sich im Kleinen in vielen regierungsrät-
lichen Porträts der vergangenen Jahre.DerTrend geht
dort in Richtung risikoloses Magistratengemälde:
möglichst fotorealistisch, immer mit Lächeln. Eine
gemalte Variante der generischen PR-Bilder, die
Kommunikationsstellen von ihren Chefs produzie-
ren lassen.Doch Kunst,das wusste schon der Sänger
Mani Matter, ist immer ein Risiko.Wenn ein Künst-

ler malt, dann lässt sich das Resultat nicht so leicht
vorherbestimmen, managen, schönreden. In Zeiten
der zunehmenden Image-Kontrolle ist das eine Irri-
tation,vielleicht gar eine Bedrohung.Dabei sollte es
das Gegenteil sein: eine Einladung, über sich selbst
nachzudenken, mithilfe des Aussenblicks den Blick
auf sich selbst zu reflektieren.

Auch inWitschis Bildern steckt vielWahres über
den grünen Regierungsrat – einen Klima-Turbo,
dem die grüne Welle einst ins Amt half und der
nun in einem bürgerlich dominierten Kanton an
die Grenzen des politisch Machbaren stösst. Einen,
der gern mit Zahlen und Fakten argumentiert, aber
gleichzeitig sagt:«Ich weiss schon,Emotionen wären
wichtiger, um die Leute zu überzeugen.»

Dass er sich nicht als Wanderer in der Eiswüste
sehen will – geschenkt. Dass er etwas gewagt und
nun Angst vor dem eigenen Mut bekommen hat –
durchaus menschlich. Aber dass Regierungsräte
wie er nicht mehr bereit sind, die Kontrolle über
ihr Image für einen Moment lang fahren zu lassen,
und sei es für ein Porträt in einer spärlich besuchten
Ahnengalerie, das ist durchaus bedenklich. Nicht
nur Kunst, auch Politik ist schliesslich ein Risiko.
Und Politiker, die ein solches nicht mehr eingehen
wollen, haben ein grösseres Problem als etwas Öl
auf einer weissen Leinwand.

Nicht nur Kunst,
auch Politik ist ein Risiko.
Und Politiker, die ein solches
nicht mehr eingehen wollen,
haben ein grösseres Problem
als etwas Öl auf einer weissen
Leinwand.


